






Gemeinde Ostenfeld Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 - 2. Änderung

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2023
(BGBI. I S. 394) m.W.v. 01.01.2024, Stand: 08.07.2024 aufgrund Gesetzes vom
03.07.2023 (BGBI. I S. 176, ber. Nr. 214);

die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023
(BGBI. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023;

die Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 l
S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. l
S. 1802);

die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (Landesbauordnung -
LBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 2024, letzte berücksichtigte
Änderung: § 58a geändert (Art. Ges. v. 13.12.2024, GVOBI. S. 875, 928).

1.4 Potenzialanalvse Innenentwicklunfl und Standortalternativenprüfunci

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 sollen einzelne Festsetzungen des
Bebauungsplanes Nr. 12 und seiner 1. Änderung geändert bzw. ergänzt werden. Da-
her wird auf eine Potenzialanalyse zur Innenentwicklung sowie auf eine Standortalter-
nativenprüfung verzichtet.

1.5 Räumlicher Geltungsbereich und Gebietscharakteristik

Der räumliche Geltungsbereich entspricht weitgehend dem des ursprünglichen Bebau-
ungsplanes Nr. 12. Lediglich die Straßenverkehrsfläche nördlich des Flurstücks 379
und der verkehrsberuhigte Bereich westlich der Flurstücke 339 und 381 einschließlich
der nördlich anschließenden Zufahrt sowie die Maßnahmenflächen und die Fläche für

die Abwasserentsorgung einschließlich der angrenzenden Straßenverkehrsfläche im
südwestlichen Bereich des Bebauungsplanes Nr. 12 sind nicht Bestandteil des räum-
lichen Geltungsbereiches der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12.

1.6 Eigentumsverhältnisse

Von den insgesamt 44 Baugrundstücken befinden sich mit Stand von Februar 2025
27 Baugrundstücke in privatem Eigentum und 17 Baugrundstücke in gemeindlichem
Eigentum. Es liegen mehrere Reservierungen vor.

2 Planungsvorgaben
2.1 Landesentwicklungsplan (LEP) Fortschreibuna 2021

Laut LEP liegt die Gemeinde Ostenfeld im ländlichen Raum ohne zentralörtliche Funk-
tion und das Plangebiet in einem Entwicklungsraum für Tourismus und Erholung. Die
Gemeinde liegt außerhalb des 10 km-Umkreises um das Mittelzentrum Husum.
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Gemeinde Ostenfeld Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 - 2. Änderung

2.2 Regionalplan (ReaPlan) für den PIanungsraum l

Entsprechende Darstellungen enthält der RegPlan. Zusätzlich liegt das Gemeindege-
biet innerhalb eines Gebietes mit besonderer Bedeutung für den Grundwasserschutz.

2.3 Flächennutzungsplan (FNP)

Mit der 16. Änderung des FNP wurde die ursprüngliche Darstellung als Fläche für die
Landwirtschaft durch die Darstellung einer Wohnbaufläche ersetzt. Eine weitere An-
derung des FNP ist durch die vorliegenden Planungsabsichten nicht erforderlich.

3 Inhalt des Bebauungsplans

3.1 Planungsrechtliche Festsetzungen

3.1.1 Maß der baulichen Nutzung

Zur Begrenzung der Gebäudehöhe bleibt die maximal zulässige Firsthöhe gültig. Mit
der Firsthöhe ist der höchste Punkt des Daches gemeint. Für Dachaufbauten, wie Z.B.
Antennen und Schornsteine kann die Firsthöhe geringfügige überschritten werden.

Der Begriff der Traufhöhe i. S. d. Nr. 2.8 der Anlage zur Planzeichenverordnung be-
zeichnet gemäß Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 25.07.2023 -Akten-
zeichen 4 B 28.22 - die Höhe des Schnittpunkts der Außenfläche des aufgehenden
Mauerwerks mit der Dachhaut (sog. Traufpunkt) über dem unteren Höhenbezugs-
punkt. Bei den bisher festgesetzten Obergrenzen für die Traufhöhe wurde von einer
ungültigen Definition ausgegangen, die in mehreren Fällen einer Realisierung von
Bauvorhaben entgegenstand. Die Festsetzung der Traufhöhenobergrenzen führt
dazu, dass diese auch für die Traufkanten von Backengiebeln, Krüppelwalme und Pult-
dächer gilt. Daher wird auf die Festsetzung der Traufhöhe verzichtet. Stattdessen wird
derAusschluss von Staffelgeschossen im südwestlichen Bereich auch auf den nördli-
chen Bereich des Plangebietes ausgedehnt, s.a. Kap. 3.2.1.

Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je Quadrat-
meter Grundstücksfläche zulässig sind. Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche
ist die Fläche des Baugrundstücks maßgebend, die im Bauland und hinter der im Be-
bauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegt. Damit auf den Flurstü-
cken 339, 380 und 381 Mehrfamilienhäuser realisiert werden können, wird die hier
festgesetzte GRZ von 0,25 auf 0,3 erhöht.

Grundsätzlich sind bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche die Grundflächen
von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 Baunutzungsverordnung (BauNVO),
3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-

stück lediglich unterbaut wird,
mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der voran ge-
nannten Anlagen bis zu 50% überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer
Grundflächenzahl von 0,8. Im aktuellen Baugebiet reicht jedoch die Uberschreitungs-
option bis zu 50% nicht aus. Daher wird diese Option auf 70% erhöht. Bei einer fest-
gesetzten GRZ von 0,2 kann das Baugrundstück bis zu 34%, und bei einer festgesetz-
ten GRZ von 0,3 bis zu 51%versiegelt werden.
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3.1.2 Verkehrserschließung

Die Verkehrserschließung bleibt weitgehend unverändert. Lediglich für den Zufahrts-
bereich des Flurstücks 346 wird die bisherige Festsetzung als allgemeines Wohnge-
biet (WA) in private Verkehrsfläche geändert. Alle anderen Baugrundstücke in zweiter
Reihe wurden über Stichverbindungen als Teil der festgesetzten Straßenverkehrsflä-
ehe erschlossen. Bei einer Festsetzung des Zufahrtsbereiches des Flurstück 346 als
Teil des WA-Gebietes würde diese Teilfläche als nahezu vollständig versiegelt in die
Berechnung der GRZ einfließen und damit anders als bei den benachbarten Bau-
grundstücken eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflä-
chen der unter 3.1.1 genannten Anlagen erheblich einschränken.

3.2 Örtliche Bauvorschriften

3.2.1 Staffelgeschosse

Staffelgeschosse sind Geschosse, bei denen mindestens eine Außenwand gegenüber
der Außenwand des darunterliegenden Geschosses zurückspringt. Nachdem mit der
1. Änderung für den südwestlichen Bereich, in dem Einzel- und Doppelhäuser mit ei-
nern Vollgeschoss zulässig sind, Staffelgeschosse ausgeschlossen wurden, werden
diese Geschosse auch für die nördlichen Teilgebiete ausgeschlossen. Nach dem Weg-
fall der Traufhöhenbegrenzung soll damit neben den zulässigen Vollgeschossen ein
zusätzliches Geschoss vermieden werden, das optisch wie ein Vollgeschoss wirkt.

3.2.2 Garagen und Nebenanlagen

Im Bebauungsplan Nr. 12 wurde festgesetzt, dass Garagen und Nebenanlagen nur
hinter der verlängerten Vorderkante des Hauptgebäudes zulässig sind. Dies hatte zur
Folge, dass bei Gebäuden, deren Vorderkante mehr als 3,0 m von der Straßenbegren-
zungslinie zurückspringt, Z.B. bei Doppelhäusern östlich der Straße Süderdaal, Gara-
gen und Nebenanlagen ebenfalls mehr als 3,0 m zurückspringen müssen. Aus Grün-
den der besseren Einsehbarkeit des Straßenraumes von den Grundstückszufahrten,
ist ein Zurückspringen von maximal 3,0 m ausreichend. Daher wird diese Regelung
dahingehend geändert, dass diese baulichen Anlagen innerhalb eines drei Meter brei-
ten Streifens entlang der in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Hauptverkehrsachse
nicht zulässig sind. Dieser 3,0 m Mindestabstand gilt nicht entlang der in West-Ost-
Richtung verlaufenden Stichwege. Zum Schutz der Gehölzstreifen innerhalb der fest-
gesetzten Maßnahmenflächen ist hier zusätzlich ein Mindestabstand von 1,0 m einzu-
halten. Demzufolge sind für Garagen und Nebenanlagen auf den Baugrundstücken,
die westlich an die Hauptverkehrsachse anschließen und die durch die drei Meter
breite Maßnahmenfläche von der Straße getrennt sind, ein Abstand von mindestens
vier Metern zur Straße einzuhalten.

'••.•^

3.2.3 Ordnungswidrigkeiten

Mit dem Ausschluss von Staffelgeschossen enthält die Satzung örtliche Bauvorschrif-
ten gemäß § 86 Landesbauordnung (LBO). Damit im Falle von Zuwiderhandlungen
auf die Bußgeldvorschrift des § 84 Abs. 3 LBO zurückgegriffen werden kann, wird ge-
maß § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LBO im Anschluss an den Regelungskatalog im Text
(Teil B) der Satzung auf die Bußgeldvorschrift verwiesen. In dieser Regelung wird auf
örtlichen Bauvorschriften unter Nr. 6 Bezug genommen.
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Alle anderen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 12 und der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 12 bleiben unverändert gültig.

4 Erfordernisse des Klimaschutzes

In § 1 Abs. 5 BauGB wird als Grundsatz definiert, dass Bauleitpläne unter anderem
dazu beitragen sollen, den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch
in der Stadtentwicklung, zu fördern. In den ergänzenden Vorschriften zum Umwelt-
schütz ist festgelegt, dass den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maß-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die derAnpas-
sung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden soll (§ 1a Abs.5
BauGB). Ferner benennt das Baugesetzbuch in § 1 Abs. 6 Nr.7 BauGB die Belange
des Umweltschutzes, die bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen
sind. Hierzu zählen auch das Klima sowie die Nutzung erneuerbarer Energien und die
sparsame und effiziente Nutzung von Energie.
Im vorliegenden Bebauungsplan werden die erforderlichen Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minimierung und Ausgleich von Umweltauswirkungen der Planung getroffen.

5 Auswirkungen der Planung

Durch die vorliegende 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 werden die Belange
des Immissionsschutzes, desArtenschutzes und des Biotopschutzes nicht tangiert. Im
beschleunigten Verfahren gelten Eingriffe in Natur und Landschaft gemäß § 13a
Abs. 2, Nr. 4 BauGB, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten
sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 vor der planerischen Entscheidung erfolgt
oder zulässig, d.h. zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich.

6 Hinweise und Abstimmungsbedarfe bei Umsetzung der Planung
6.1 Archäologischer Denkmalschutz

Das Plangebiet befindet sich vollständig in einem archäologischen Interessensgebiet.
Obwohl im Rahmen von Voruntersuchungen keine relevanten Bodenfunde aufgefal-
len sind, ist grundsätzlich auch weiterhin mit archäologischen Denkmalen zu rechnen.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.
Gemäß § 15 DSchG ist das Finden oder Entdecken von Kulturdenkmalen unverzüg-
lich und unmittelbar oder über das Amt Nordsee-Treene der oberen Denkmalschutz-
behörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den
Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks auf oder in dem
der Fundort liegt sowie für die Leiterin oder den Leiter der Bauarbeiten. Sie haben das
Kulturdenkmal und die Fundstätte in unveränderten Zustand zu erhalten, soweit es
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. DieVer-
pflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von 4 Wochen nach Meldung an die obere
Denkmalschutzbehörde.

6.2 Brandschutz

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans muss als Grundschutzeine Löschwas-
serversorgung von mindestens 48 m3/h für eine Dauer von zwei Stunden sichergestellt
werden. Bei der Sicherstellung über das öffentliche Wassen/ersorgungsnetz dürfen
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die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen dabei 150 m nicht überstei-
gen. Für den ersten Löschangriff und zur Rettung von Personen muss eine Entnah-
mestelle (Hydrant) in einer Entfernung von maximal 75 m Luftlinie bis zum Zugang
des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche vorhanden sein. Die Standorte

der Hydranten sind mit Hinweisschildern für die Feuerwehr nach DIN 4066 zu kenn-
zeichnen.

Sofern die erforderliche Löschwassermenge für den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes nicht allein über das öffentliche Wasserversorgungsnetz sichergestellt
werden kann, ist eine zusätzliche unabhängige Versorgung (z. B. über Löschwasser-
brunnen nach DIN 14220, offene Gewässer, unterirdische Löschwasserbehälter nach
DIN 14230) herzustellen. Die vorgenannte Entfernung zur nächstgelegenen Lösch-
wasserentnahmestelle gilt auch für diesen Fall. Die Einzelheiten des Nachweises und
der baulichen Anforderungen, wie Z.B. die vorzuhaltende Löschwassermenge und er-
forderliche Entnahmeeinrichtungen, sind vor Ausführung mit der Bauaufsicht / Brand-
schutzdienststelle des Kreises abzustimmen.

6.3 Niederschlaqsentwasserunci

die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 lässt einen höheren Anteil der
überbaubaren Grundstücksflächen zu. Aufgrund dessen wurde die Bemessung des
Regenrückhaltebeckens (RRB) geprüft, um ggf. eine Änderung derwasserrechtlichen
Erlaubnis zu beantragen.

Das RRB wurde bemessen mit einer Größe von 612 qm. Gewählt und gebaut wurde
eine Größe von 676 qm. Durch die Erhöhung der überbaubaren Grundstücksfläche
reicht die gebaute Größe des Regenrückhaltebeckens nur unter zwei Voraussetzun-
gen aus:

Der Aufstau im RRB muß von 0,50 m auf 0,70 m erhöht werden.

Durch die Erhöhung des Aufstaues kommt es zu einer geringfügigen Erhöhung
der Einleitungsmengevom RRB in den Graben Nr. 430300 am Osterwang (WBV
Ostenfeld).

Gemäß der vorhandenen wasserrechtlichen Erlaubnis liegt eine Genehmigung für die
Einleitung von 10,25 l/s bei einem Starkregenereignis vor. Aufgrund der Erhöhung des
Aufstaues würde rein rechnerisch eine Einleitung von 12,2 l/s bei einem Starkregener-
eignis anfallen.

Die Untere Wasserbehörde des Kreises Nordfriesland sowie der Wasser- und Boden-

verband Ostenfeld haben dieser Erhöhung der Einleitmenge zugestimmt. Eine Ande-
rung der wasserrechtlichen Erlaubnis ist von der Gemeinde bei der Unteren Wasser-
behörde zu beantragen, die Genehmigung wurde in Aussicht gestellt.

Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12 - 2. Änderung wurde mit Beschluss der
Gemeindevertretung in der Sitzung am ...^.?...7: •..•<! A'... gebilligt.

Ostenfeld, ....^.•^.'.M.

0^de,^ ©ox '->.2^- -<9
® 0Ü ^^\

^31
sB ??

± c-
^^y^

.A/ord^^

.' —

Die Bürgermeisterin

20. Mai 2025 Se/te 7 von 8



Gemeinde Ostenfeld Begründung zum Bebauungsplan Nr. 12-2. Änderung

Planverfasser:
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Kreis
Nordfriesland

Kreis Nordfriesland
Fachdienst Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung
Marktstr. 6
25813 Husum
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